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Gewerbeaufsichtsamt

Nr. GAA - 6132/2/20

Vollzug des Arbeitszeitgesetzes
(ArbZG);
Ausnahmebewilligung fiir Ausnahmen
von der Sonn- und Feiertagsruhe

Bekanntmachung
der Regierung von Oberfranken
vom 3. Dezember 2020, Az. GAA - 6132/2/20

Die Regierung von Oberfranken erldsst auf der Grund-
lage des & 15 Abs. 2 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG)
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung
Uber gewerbeaufsichtliche Zustandigkeiten (ZustV-GA)
in Verbindung mit &8 12 Nr. 1 Buchst. ¢ der Verord-
nung Uber die Geschéaftsverteilung der Bayerischen
Staatsregierung (StRGVV) folgende

Allgemeinverfiigung:

1. Abweichend von § 9 ArbZG durfen Arbeitnehmer
an Sonntagen bei Paketdiensten mit allen Arbeiten
im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Sen-
dungen (insbesondere Sortieren und Transportie-
ren zwischen Verteilzentren etc.) auRer der Aus-
lieferung an den Endverbraucher beschéftigt wer-
den. Auf Wunsch ist den Beschaftigten die Teil-
nahme am Hauptgottesdienst am Sonntagvormit-
tag zu ermdglichen.

2. Diese Allgemeinverfligung ist sofort vollziehbar.

3. Diese Allgemeinverfligung tritt am 4. Dezember
2020 in Kraft und mit Ablauf des 3. Januar 2021
aulRer Kraft.

Begriindung
l.

In Bayern sind derzeit hohe Ansteckungszahlen mit
dem neuartigen Corona-Virus zu verzeichnen. Zur Ein-
dédmmung einer weiteren Ausbreitung des Corona-Vi-
rus ist deshalb der sogenannte Lockdown verhangt
und verlangert worden, der das 6ffentliche und das
wirtschaftliche Leben in Bayern stark einschrankt.

Umso wichtiger ist es, auch im Interesse der 6ffentli-
chen Ordnung, die Versorgung der Bevdlkerung mit
Lebensmitteln und Guitern des tédglichen Bedarfs zu
jeder Zeit sicherzustellen.

Dies gilt insbesondere fir die anstehende Advents-
zeit und die Zeit zwischen den Jahren, die sich bereits
ohne coronabedingte Einschrankungen der Versor-
gungsmaoglichkeiten durch ein auferordentlich hohes
Paketaufkommen auszeichnet, weshalb die dahinter-
stehende Logistik schon im Normalfall nur mit Mihe
an den Werktagen bewaltigt werden kann.

Die vorliegende Allgemeinverfligung ergeht auf der
Grundlage des & 15 Abs. 2 des Arbeitszeitgesetzes
(ArbZG) vom 6. Juni 1994 (BGBI. | S. 1170), zuletzt
geandert durch Art. 8 und 11 Abs. 2 Satz 2 des Ge-
setzes vom 27. Marz 2020 (BGBI. | S. 575) in Verbin-
dung mit 8 1 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung Uber ge-
werbeaufsichtliche Zustdndigkeiten (ZustV-GA) vom
9. Dezember 2014 (GVBI. S. 555, BayRS 805-2-A/U),
die durch § 1 Abs. 358 der Verordnung vom 26. Mérz
2019 (GVBI. S. 98) geéndert worden ist, in Verbindung
mit § 12 Nr. 1 Buchst. ¢ der Verordnung Uber die Ge-
schaftsverteilung der Bayerischen Staatsregierung
(StRGVV) vom 28. Januar 2014 (GVBI. S. 31, BayRS
1102-2-S), die zuletzt durch Verordnung vom 14. Sep-
tember 2020 (GVBI. S. 566) gedndert worden ist.

Nach § 15 Abs. 2 ArbZG kann die Aufsichtsbehorde
abweichend von 8 9 ArbZG die Beschéaftigung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern an Sonn- und
Feiertagen ausnahmsweise flr zuldssig erklaren, so-
weit Uber die im Arbeitszeitgesetz vorgesehenen
Ausnahmen hinaus weitere Ausnahmen im offentli-
chen Interesse dringend noétig werden. Die Voraus-
setzungen flr die befristete Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung liegen aufgrund der Corona-Pande-
mie und der dagegen ergriffenen MalRnahmen und
deren Auswirkungen vor.

Der fur die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung
auf der Grundlage des & 15 Abs. 2 ArbZG erforderli-
che Tatbestand "im offentlichen Interesse dringend
notig" ist gegeben. Offentliche Interessen i.S.d. § 15
Abs. 2 ArbZG sind grundsatzlich nur Interessen der
Allgemeinheit, die ein gewisses Gewicht haben. Da-
mit haben in der Regel alle privaten, insbesondere
wirtschaftlichen Belange der Betriebe, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen
beschaftigen wollen, auRer Betracht zu bleiben. Fir
die Anwendung des 8 15 Abs. 2 ArbZG ist zudem er-
forderlich, dass die MaRnahmen einem erheblichen
Teil der Bevdlkerung dienen und dringend notig sind.
Das ist nur der Fall, wenn ohne zeitnahe und unver-
zUglich erteilte Ausnahmebewilligung erhebliche
Nachteile entstehen, die im o6ffentlichen Interesse
nicht hinzunehmen sind, die aber durch die Ausnah-
mebewilligung vermieden werden kénnen.

Die Mafinahmen zur Bekédmpfung der Corona-Pande-
mie fihren zu einem deutlich erhdéhten Paketaufkom-
men in Bayern. Erhebliche Teile der Bevdlkerung nut-
zen inzwischen den Online-Handel auch, um sich dar-
Gber mit Lebensmitteln und Waren des téaglichen Be-
darfs zu versorgen, um ihr Ansteckungsrisiko zu mini-
mieren.

Obwohl die Paketdienste Vorsorge zur Bewaltigung
des weihnachtlich/feiertagsbedingt und coronabe-
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dingt erhéhten Paketaufkommens getroffen haben,
werden diese Bemuihungen absehbar nicht ausrei-
chen, um Engpasse in der Logistik in der Adventszeit
und Uber die folgenden Feiertage, in denen mit zahl-
reichen Umtauschen zu rechnen ist, zu vermeiden.

Um zu gewabhrleisten, dass die Sendungen auch wei-
terhin zUgig zugestellt werden kénnen und kein Pa-
ketstau entsteht, ist eine Ausnahme vom Verbot der
Sonntagsbeschaftigung im offentlichen Interesse
dringend geboten. Ein Paketstau betréfe groRe Teile
der Bevolkerung und wiirde gegebenenfalls auch de-
ren Versorgung mit Lebensmitteln und Waren des
taglichen Bedarfs erschweren.

Die Bewilligung zur Beschaftigung von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern an Sonntagen ist geeignet
und erforderlich, um das Ziel einer Vermeidung von
Engpéssen in der Paketlogistik in der Adventszeit und
den nachfolgenden Feiertagen zu erreichen. Die bis
einschlielich 3. Januar 2021 befristete Bewilligung
ist unter Abwagung des Schutzes der Gesundheit der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie des
Schutzes der Sonn- und Feiertage das angemessene
Mittel zur Gewahrleistung einer funktionierenden Lo-
gistik bei den Paketdiensten und somit auch der Ver-
sorgung der Bevolkerung mit Lebensmitteln und Gu-
tern des taglichen Bedarfs. Dies gilt umso mehr, als
sich die Ausnahmen auf Sonntage beschrénken, so
dass die Weihnachtsfeiertage und Neujahr arbeitsfrei
bleiben. Zudem muss die Teilnahme am Hauptgottes-
dienst am Sonntagvormittag auf Wunsch erméglicht
werden. Die besonders bemerkbaren 6ffentlichen Ar-
beiten wie das Ausliefern der Pakete an den Endver-
braucher sind von der Bewilligung nicht umfasst.

Aufgrund der groRen Zahl der betroffenen Arbeitge-
ber ergeht diese Ausnahmegenehmigung im Wege
einer Allgemeinverfligung.

Es wird die sofortige Vollziehung gem. & 80 Abs. 2
Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung ange-
ordnet. Die sofortige Geltung der bewilligten Ausnah-
men liegt im 6ffentlichen Interesse. Die Mal3nahmen
sind erforderlich, um eine funktionierende Logistik bei
den Paketdiensten in der Adventszeit und an den
nachfolgenden Feiertagen zu gewahrleisten und da-
mit auch die verlassliche Versorgung der Bevolkerung
mit Lebensmitteln und Verbrauchsgltern des tagli-
chen Bedarfs sicherzustellen.

Weicht der Arbeitgeber aufgrund der bewilligten Aus-
nahmen von den Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes

ab, ist der Gesundheitsschutz der Beschaftigten si-
cherzustellen. Die Regelungen des 8 11 ArbZG blei-
ben unberihrt und sind auch bei einer Abweichung
aufgrund der bewilligten Ausnahmen zu beachten.

Diese Allgemeinverfiigung erweitert die Mdglichkei-
ten betrieblicher Steuerung, ersetzt aber nicht die
Mitbestimmungsrechte des Betriebs- bzw. Personal-
rats nach den jeweiligen Betriebs- bzw. Personalver-
tretungsgesetzen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfliigung kann innerhalb ei-
nes Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage schrift-
lich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschiftsstelle oder elektronisch in einer fiir den
Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben
werden.

Die Klage ist bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth in
95444 Bayreuth, FriedrichstraRe 16,

zu erheben.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, die ange-
fochtene Allgemeinverfligung soll in Abschrift beige-
flgt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen
Abschriften fur die Ubrigen Beteiligten beigefligt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

— Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine
rechtlichen Wirkungen!

Nahere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der
Internetpréasenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

— Kraft Bundesrecht wird in Prozessen vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung
eine Verfahrensgebuhr fallig.

Bayreuth, 3. Dezember 2020
Regierung von Oberfranken
Heidrun Piwernetz
Regierungsprasidentin



150 Oberfrankisches Amtsblatt, Nr. 15/2020

Impressum

Herausgeber:

Regierung von Oberfranken, Ludwigstrale 20, 95444 Bayreuth

Postanschrift: Postfach 11 01 65, 95420 Bayreuth

Internet: www.regierung.oberfranken.bayern.de

Redaktion: Telefon +49 (0)921 604-1229, E-Mail: poststelle@reg-ofr.bayern.de

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Oberfrankische Amtsblatt erscheint einmal monatlich sowie nach Bedarf.

Bezugspreis bei Versand: 4 Euro pro Einzelnummer einschliel3lich gesetzlicher Mehrwertsteuer, zuzlglich VersandgebUhr. Das
Jahresabonnement betragt 50 Euro einschlieRlich Versandkosten.

Das Oberfrankische Amtsblatt wird im Internet auf www.regierung.oberfranken.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte
elektronische PDF-Dokument ist die amtlich verkiindete Fassung. Die Nutzung des elektronischen Dokuments ist kostenfrei.



http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/
mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/

	Inhaltsübersicht
	Gewerbeaufsichtsamt
	Vollzug des Arbeitszeitgesetzes(ArbZG);Ausnahmebewilligung für Ausnahmenvon der Sonn- und Feiertagsruhe


